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Erstattungspflicht von Mehrkosten für
die Herstellung einer Grundstückszufahrt

Leitsatz

1. Eine Vergütungspflicht des Grundstückseigentümers für die Herstellung einer Grundstücks-
zufahrt ist in der Regel anzunehmen, wenn die Gemeinde anhand objektiver Kriterien, insbe-
sondere aufgrund der tatsächlichen oder konkret geplanten Grundstücksnutzung, davon aus-
gehen konnte, dass die Herstellung der Zufahrt dem mutmaßlichen Willen des Grundstücksei-
gentümers entspricht. (Rn.35)

2. Auch in einem solchen Fall ist die Annahme der Gemeinde berechtigt, dass die Straße we-
gen der Art des Gemeingebrauchs durch den Grundstückseigentümer im Sinne des § 16 Abs
1 S 1 StrG LSA (juris: StrG ST) aufwändiger hergestellt werden muss als es dem regelmäßigen
Verkehrsbedürfnis entspricht.

(Rn.35)

Verfahrensgang

vorgehend VG Halle (Saale), 13. April 2015, 6 A 226/13, Urteil

Tatbestand

1 Der Kläger wendet sich gegen die von der Beklagten geltend gemachte Erstattung von
Mehrkosten für die Herstellung einer Grundstückszufahrt.

2 Der Kläger ist Miteigentümer eines im Stadtgebiet der Beklagten gelegenen, nicht be-
bauten Grundstücks (Flur A, Flurstück 673/50, Gemarkung T.), das im Norden an die Lan-
desstraße 220 (L 220) und im Süden an die A-Straße angrenzt und an beiden Seiten über
jeweils eine Toranlage verfügt, von der die eine die Zufahrt zur A-Straße und die andere
die Zufahrt zur L 220 ermöglicht. Bis Ende des Jahres 2010 war die Zuwegung auf beiden
Seiten über eine mit Gras bewachsene Einfahrt und die Zuwegung über die L 220 zusätz-
lich über einen mittels Betonrohren befestigten Graben möglich.

3 Mit Schreiben vom 14.02.2011 informierte die Beklagte den Kläger über die in den Jah-
ren 2011 und 2012 beabsichtigte Erneuerung der Verkehrsanlagen (einschließlich ihrer
Teileinrichtungen) der Ortsdurchfahrt L 220 in der Ortslage T.. Gleichzeitig wurde der
Kläger darauf hingewiesen, dass für sein Grundstück Straßenausbaubeiträge erhoben
werden. Zum Stichwort "Zufahrten" enthält das Schreiben den Hinweis, dass der Mehr-
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aufwand für die Erneuerung von Grundstückszufahrten oder -zuwegungen gemäß § 16
Straßengesetz des Landes Sachsen-Anhalt zu 100% durch die jeweiligen Grundstücksei-
gentümer zu erstatten sei.

4 In der Folgezeit veranlasste die Beklagte im Zuge der Erneuerung der L 220 auch den
grundhaften Ausbau der Zuwegung von der L 220 zum klägerischen Grundstück, indem
eine befestigte Zufahrt, bestehend aus einer 19 m² großen Asphaltdeckschicht und einer
darunter liegenden Schotterschicht, hergestellt wurde.

5 Für die Herstellung dieser Zufahrt setzte die Beklagte mit Bescheid vom 03.09.2013 ge-
genüber dem Kläger einen Erstattungsbetrag in Höhe von 1.233,66 Euro fest und forder-
te den Kläger auf, diesen Betrag innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Beschei-
des zu entrichten. Zur Begründung wurde ausgeführt, die Kosten für Grundstückszufahr-
ten bzw. -zuwegungen seien Mehrkosten der Baumaßnahme, die nach § 16 Abs. 1 des
Straßengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in vollem Umfang durch den Grundstücks-
eigentümer zu tragen seien. Bei der Ermittlung der Kosten sei dabei auf die tatsächlich
entstandenen Mehraufwendungen für die Herstellung der Zuwegung abzustellen.

6 Den gegen diesen Bescheid erhobenen Widerspruch des Klägers vom 05.09.2013 wies
die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 29.10.2013 zurück.

7 Am 28.11.2013 hat der Kläger Klage erhoben und zur Begründung vorgetragen, aus dem
Schreiben der Beklagten vom 14.02.2011 sei an keiner Stelle erkennbar gewesen, dass
eine befestigte Zufahrt habe geschaffen werden sollen. Dort werde lediglich auf ein Be-
rechnungsbeispiel für ein Wohngrundstück Bezug genommen. Auch eine sonstige Mittei-
lung über eine konkrete Baumaßnahme in Bezug auf sein Grundstück habe er zu keinem
Zeitpunkt erhalten. Ebenso wenig habe er gegenüber der Beklagten zum Ausdruck ge-
bracht, dass er eine Befestigung der Grundstückszufahrt zur L 220 wünsche. Diese Zu-
fahrt, für deren Anlegung die Beklagte nunmehr eine Erstattung der Kosten begehre, be-
gründe für ihn keinerlei Vorteil. Denn er befahre das ausschließlich als Pferdekoppel ge-
nutzte Grundstück nur über die Zuwegung in der kaum befahrbaren A-Straße. Die Zuwe-
gung zur "dicht befahrene(n) Hauptverkehrsstraße" werde von ihm nicht genutzt. Allein
aus dem Vorhandensein einer Toranlage habe die Beklagte nicht schließen dürfen, dass
eine Befestigung der grasbewachsenen Zuwegung zur L 220 seinem mutmaßlichen Wil-
len entspreche.

8 Der Kläger hat beantragt,

9 den Bescheid der Beklagten vom 03.09.2013 und deren Widerspruchsbescheid
vom 29.10.2013 aufzuheben.

10 Die Beklagte hat beantragt,

11 die Klage abzuweisen,

12 und erwidert, der von ihr durch das Schreiben vom 14.02.2011 über die entsprechende
Baumaßnahme unterrichtete Kläger habe sich weder nach Erhalt des Schreibens noch
während der Baumaßnahme bei ihr gemeldet. Aus dem Vorhandensein einer verschließ-
baren Toranlage habe sie nach allgemeiner Lebenserfahrung ohne weiteres ableiten dür-
fen, dass der Kläger die Zuwegung zur L 220 auch zur Erreichung seines Grundstücks
nutze. Die Absicht des Klägers, das Grundstück ausschließlich als Pferdekoppel nutzen
zu wollen, sei nicht ohne weiteres erkennbar gewesen, zumal seine Tochter noch im Jahr
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2013 für das Grundstück eine allerdings abschlägig beschiedene Bauvoranfrage gestellt
habe.

13 Mit Urteil vom 13.04.2015 hat das Verwaltungsgericht Halle den Bescheid der Beklagten
vom 03.09.2013 und deren Widerspruchsbescheid vom 29.10.2013 aufgehoben und zur
Begründung ausgeführt, der Beklagte habe gemäß § 16 Abs. 1 StrG LSA keinen Anspruch
auf Erstattung der Mehrkosten für die Herstellung der Zufahrt zum klägerischen Grund-
stück. Im zugrunde liegenden Fall sei zumindest fraglich, ob die gesamte 19 m² Fläche
als Bestandteil der öffentlichen Straße im Sinne von § 2 Abs. 2 StrG LSA anzusehen und
damit der Anwendungsbereich des § 16 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA eröffnet sei. Insoweit be-
dürfe es aber keiner Vertiefung, denn auch wenn die betreffende Grundstückszufahrt in
Gänze als Bestandteil der L 220 anzusehen sein sollte, wären die Voraussetzungen nicht
erfüllt, da der Kläger den Ausbau der Zufahrt ersichtlich in keiner Weise veranlasst habe.
Die Pflicht zur Vergütung von Mehraufwendungen solle in erster Linie denjenigen treffen,
der anlässlich des Straßenbaus oder auch später aus eigener Initiative bestimmte zu-
sätzliche Aufwendungen ausdrücklich begehre. Die Vorschrift des § 16 Abs. 1 Satz 1 StrG
LSA regele aber nicht nur diesen Fall, sondern ziele allgemein darauf ab, die während
der Dauer des Bestehens der Straße durch Sonderwünsche insbesondere des Anliegers
erschwerte Straßenbaulast in jedem Fall finanziell auszugleichen. Eine solche Erschwer-
nis sei nicht nur dann gegeben, wenn der Anlieger die erstmalige Herstellung einer Zu-
fahrt begehre, sondern auch dann, wenn er nach der Umgestaltung der Straße den Fort-
bestand seiner bisherigen Zufahrtsmöglichkeit (ausdrücklich oder stillschweigend) bean-
spruche und insofern dafür Aufwendungen veranlasse; auch in dem letzteren Fall wer-
de die Straße "wegen der Art des Gebrauchs durch einen Anderen" aufwändiger herge-
stellt. Hier fehle es allerdings an jeglichen Anhaltspunkten dafür, dass der Kläger im Zeit-
punkt des Ausbaus der L 220 den Fortbestand seiner Grundstückszufahrt zu dieser Stra-
ße beansprucht habe. Vielmehr habe er dies im Widerspruchsverfahren sowie im zugrun-
de liegenden gerichtlichen Verfahren nachvollziehbar damit in Abrede gestellt, dass er
das von ihm ausschließlich als Pferdekoppel genutzte Grundstück ausschließlich über die
Zufahrt zur A-Straße anfahre, auf der erheblich weniger Verkehr herrsche. Ob der Grund-
stückseigentümer in einem solchen Fall, in dem sein Grundstück bereits über eine Zu-
fahrt zu einer anderen öffentlichen Straße verfüge, die Aufrechterhaltung einer weiteren
Zufahrt wünsche, obliege aber seiner freien Entscheidung. Auch aus dem Umstand, dass
der Kläger weder auf das Informationsschreiben der Beklagten vom 14.02.2011 reagiert
noch gegen die in Rede stehende Ausbaumaßnahme eingeschritten sei, habe die Beklag-
te nicht auf sein Einverständnis mit der Maßnahme schließen dürfen.

14 Auf den Antrag der Beklagten vom 11.05.2015 hat der erkennende Senat mit Beschluss
vom 21.02.2017 die Berufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Halle vom
13.04.2015 wegen ernstlicher Zweifel im Sinne des § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO zugelassen.

15 Zur Begründung der Berufung führt die Beklagte aus, die Auffassung des Verwaltungsge-
richts, der Kläger habe nachvollziehbar dargelegt, dass er das von ihm als Pferdekoppel
genutzte Grundstück ausschließlich über die Zufahrt zur A-Straße anfahre, sei rechtlich
nicht haltbar. Vielmehr lasse sich der im gerichtlichen Verfahren vorgelegten Fotodoku-
mentation entnehmen, dass der Kläger bzw. dessen Rechtsvorgänger im Zufahrtsbereich
ein funktionsfähiges Tor in einer Breite von 4 m errichtet und dieses nicht nur in der Ver-
gangenheit als Zufahrt zur P-Straße genutzt habe, sondern auch aktuell als Zufahrt zur
L 220 nutze. Diese Nutzung habe ein Mitarbeiter der Beklagten am 29.05.2015 festge-
stellt: Am besagten Tag sei das Tor geöffnet gewesen und auf dem klägerischen Grund-
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stück habe sich ein Traktor befunden. Inzwischen sei das Heu durch die in Streit stehen-
de Zufahrt abtransportiert worden und zwar zum Grundstück P-Straße 9 in C-Stadt. Die
Neuherstellung des Zufahrtsbereichs habe der Erhaltung einer bereits eingerichteten
Überfahrt in dem bestehenden Zustand gedient, so dass auch eine Anpassung an das
durch die Straßenbaumaßnahme veränderte Niveau und die Lage der Straße erforderlich
gewesen sei. Der Kläger habe der Durchführung im Übrigen weder während der Vorbe-
reitungsphase noch während der Ausführung der Baumaßnahme widersprochen.

16 Die Beklagte beantragt,

17 das angefochtene Urteil des Verwaltungsgerichts Halle vom 13.04.2015 zu än-
dern und die Klage abzuweisen.

18 Der Kläger beantragt,

19 die Berufung zurückzuweisen.

20 Er führt aus, die Beklagte mache hier die Herstellungskosten für die geschaffene Zu-
fahrt zu seinem Grundstück geltend. Diese würden allerdings von § 16 Abs. 1 Satz 1 StrG
LSA nicht erfasst, denn diese Vorschrift erfasse nur die Mehrkosten für eine aufwändige-
re Gestaltung von Überfahrten, soweit die besondere Gestaltung ihren Grund darin ha-
be, dass die Zufahrt in diesem Bereich einer verstärkten Belastung durch überfahren-
de Kraftfahrzeuge ausgesetzt bzw. eine befriedigende konstruktive Gestaltung der Bau-
materialien nicht möglich sei. So liege der Fall hier aber nicht. Mit der vorgelegten Foto-
dokumentation habe die Beklagte zudem keine Nutzung der Zufahrt durch den Kläger
nachgewiesen; insbesondere könne diese Nutzung nicht allein aus den auf dem Grund-
stück befindlichen Fahrspuren hergeleitet werden. Das Heu werde ausschließlich über
den A-Weg in die Scheune in der R-Straße transportiert. Ungeachtet dessen komme es
auf eine dem üblichen Gemeingebrauch entsprechende Nutzung nicht an, sondern viel-
mehr auf eine Nutzung, die über den allgemeinen Gebrauch hinausgehe. Im Übrigen sei
der Kläger im Vorfeld der eigentlichen Ausbaumaßnahme auch nicht hinreichend über
das Vorhaben informiert worden. Insoweit sei höchstrichterlich geklärt, dass gerade im
Falle einer Mehrfachzuwegung zu einem Grundstück die Aufrechterhaltung einer weite-
ren Zufahrt mit dem Grundstückseigentümer abzustimmen sei, da es allein seiner freien
Entscheidung obliege, ob eine zweite Zufahrt überhaupt erforderlich sei. Derartige Ab-
sprachen habe die Beklagte im Vorfeld ihrer Maßnahme mit dem Kläger nicht getroffen.

21 Der Senat hat zu der Frage, auf welche Weise der Kläger vor der Herstellung der befes-
tigten Zufahrt zur L 220 sein Grundstück (Gemarkung T., Flur A, Flurstück 673/50) ange-
fahren hat, Beweis erhoben durch die Vernehmung von Zeugen. Wegen der Einzelheiten
der Beweisaufnahme wird auf das Protokoll der öffentlichen Sitzung vom 12.10.2017 ver-
wiesen.

22 Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird im Übrigen auf den Inhalt der
Gerichtsakte und den beigezogenen Verwaltungsvorgang der Beklagten verwiesen; die
Unterlagen waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung.

Entscheidungsgründe

23 Die zulässige Berufung der Beklagten ist unbegründet.
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24 Zu Recht hat das Verwaltungsgericht erkannt, dass der Bescheid der Beklagten vom
03.09.2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.10.2013 rechtswidrig ist
und den Kläger in seinen Rechten verletzt (vgl. § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).

25 I. Zwar ist der angefochtene Kostenerstattungsbescheid der Beklagten entgegen der
Auffassung des Klägers formell rechtmäßig; insbesondere bedurfte es vor der Herstel-
lung der Grundstückszufahrt und dem Erlass des Bescheides vom 03.09.2013 keiner
über das Informationsschreiben der Beklagten vom 14.02.2011 hinausgehenden Infor-
mation oder Anhörung des Klägers.

26 1. Eine Informations- oder Unterrichtungspflicht der Beklagten hätte sich aufgrund des
zeitlichen und sachlichen Zusammenhangs der streitgegenständlichen Mehrkostener-
stattung mit der Erhebung von Straßenausbaubeiträgen allenfalls aus § 6d Abs. 1 Satz 1
KAG LSA ergeben können, wonach die Gemeinden die später Beitragspflichtigen spätes-
tens einen Monat vor der Entscheidung über die beitragsauslösende Maßnahme über das
beabsichtigte Vorhaben sowie über die zu erwartende Kostenbelastung zu unterrichten
haben, damit ihnen Gelegenheit bleibt, sich in angemessener Weise gegenüber der Ge-
meinde zu äußern.

27 Die Beklagte hat auch vor der Erneuerung der vor dem Grundstück des Klägers verlau-
fenden Verkehrsanlage (Neue Straße) der Ortsdurchfahrt L 220 in der Ortslage T. in den
Jahren 2011 und 2012 die Beitragspflichtigen mit Schreiben vom 14.02.2011 gemäß § 6d
Abs. 1 KAG LSA beteiligt und sodann von den Anliegern auf der Grundlage des § 6 KAG
LSA Straßenausbaubeiträge erhoben. Ob allerdings auch der in diesem Schreiben ent-
haltene pauschale Hinweis der Beklagten auf die Erstattungspflicht des Mehraufwands
für die Erneuerung von Grundstückszufahrten oder -zuwegungen durch die jeweiligen
Grundstückseigentümer den Anforderungen des § 6d Abs. 1 KAG LSA gerecht wird, kann
hier dahinstehen. Denn die Erstattung von Mehrkosten, die durch die Anlegung einer Zu-
fahrt zu den Anliegergrundstücken, u. a. auch zum Grundstück des Klägers, entstanden
sind, erfolgt auf der Grundlage des § 16 StrG LSA. Diese Vorschrift stellt gegenüber den
kommunalabgabenrechtlichen Vorschriften die speziellere Grundlage dar, weil sie nicht
nur einen Beitrag zu den Gesamtkosten, sondern die Erstattung der im Einzelfall tatsäch-
lich entstandenen Mehrkosten vorsieht (vgl. Driehaus, Erschließungs- und Ausbaubeiträ-
ge, 9. Aufl., § 3 RdNr. 2, m.w.N.). Daher ist die Vorschrift des § 6d KAG LSA, die eine Be-
teiligung der später Beitragspflichtigen vor Durchführung der beitragsauslösenden Maß-
nahme vorsieht, auf die straßenrechtliche Mehrkostenerstattung (§ 16 StrG LSA) nicht
anwendbar (so schon OVG LSA, Urt. v. 14.11.2013 - 2 L 4/12 -, juris RdNr. 45), so dass
es neben der Beteiligung der Anlieger im Zusammenhang mit der Erneuerung der Orts-
durchfahrt - auch mangels einer entsprechenden straßenrechtlichen Rechtsgrundlage -
keiner weiteren, auf die (Wieder-)Herstellung der Grundstückszufahrten bezogenen Infor-
mation oder Anhörung der betroffenen Grundstückseigentümer bedurfte.

28 2. Auch hat die Beklagte nicht gegen das in § 1 Abs. 1 Satz 1 VwVfG LSA i. V. m. § 28
Abs. 1 Satz 1 VwVfG normierte Anhörungsgebot verstoßen, weil sie den Kläger vor Erlass
des angefochtenen Kostenerstattungsbescheides nicht angehört hat; denn diese Anhö-
rung ist im Verlauf des Widerspruchsverfahrens und durch Erlass des Widerspruchsbe-
scheids vom 29.10.2013 gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 3 VwVfG nachgeholt worden.

29 Eine Verletzung der Anhörungspflicht ist gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 3 VwVfG unbeacht-
lich, wenn die Anhörung nachträglich ordnungsgemäß durchgeführt und ihre Funktion
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für den Entscheidungsprozess der Behörde uneingeschränkt erreicht wird (vgl. dazu:
BVerwG, Urt. v. 24.06.2010 - BVerwG 3 C 14.09 -, BVerwGE 137, 199; OVG LSA, Beschl.
v. 06.09.2002 - 2 M 291/02 -, juris RdNr. 6). Das setzt voraus, dass der Beteiligte - nach-
träglich - eine vollwertige Gelegenheit zur Stellungnahme erhält und die Behörde die
vorgebrachten Argumente zum Anlass nimmt, die ohne vorherige Anhörung getroffene
Entscheidung kritisch zu überdenken (Kopp/Ramsauer, VwVfG, 17. Aufl., 2016, § 45 Rd-
Nr. 26). Eine Heilung in diesem Sinne ist hier gegeben; denn der Kläger hat im Wider-
spruchsverfahren eine vollwertige Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten und die Be-
klagte hat die vorgebrachten Argumente im Rahmen ihres Widerspruchsbescheides ge-
würdigt.

30 II. Der angefochtene Kostenerstattungsbescheid ist aber materiell rechtswidrig, weil die
Voraussetzungen für eine Vergütung der durch die Herstellung der Grundstückszufahrt
entstandenen Mehrkosten nicht vorliegen.

31 Rechtsgrundlage für die Anforderung der Kosten für die in Rede stehende Grundstücks-
zufahrt ist § 16 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA. Danach hat, wenn eine Straße wegen der Art des
Gemeingebrauchs durch einen anderen aufwändiger hergestellt oder ausgebaut werden
muss, als es dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis entspricht, der andere dem Träger
der Straßenbaulast die Mehrkosten für den Bau und die Unterhaltung zu vergüten. Dabei
gilt Absatz 1 gemäß § 16 Abs. 2 StrG LSA entsprechend, wenn eine Straße aus anderen
Gründen auf Veranlassung eines anderen aufwändiger hergestellt oder ausgebaut wird,
oder wenn Anlagen errichtet oder umgestaltet werden müssen, ohne dass der Träger der
Straßenbaulast in Erfüllung seiner Aufgaben dazu verpflichtet ist.

32 1. § 16 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA setzt zunächst die Benutzung der Straße im Rahmen des
Gemeingebrauchs voraus. Gemeingebrauch ist nach der gesetzlichen Definition des § 14
Abs. 1 Satz 1 StrG LSA der Gebrauch der Straße im Rahmen der Widmung und der Vor-
schriften des Straßenverkehrsrechts. Hierzu zählt auch der Anliegergebrauch im Sinne
des § 14 Abs. 4 StrG LSA, also die Benutzung der innerhalb der geschlossenen Ortslage
an die Grundstücke angrenzenden Straßenteile über den Gemeingebrauch hinaus für die
Zwecke der Grundstücke durch die Straßenanlieger (vgl. zum Ganzen OVG LSA, Urt. v.
15.09.2015 - 2 L 90/13 -, juris RdNr. 26; BVerwG, Urt. v. 28.09.1979 - BVerwG 7 C 22.78
-, juris RdNr. 16 zu § 7a FStrG; Sauthoff, Öffentliche Straßen, 2. Aufl. 2010, RdNr. 332).

33 Als Verwirklichung des Gemeingebrauchs in der besonderen Form des Anliegerge-
brauchs wird traditionell die Anlage von Zufahrten von privaten Grundstücken zur öffent-
lichen Straße angesehen (NdsOVG, Urt. v. 18.07.2012 - 7 LB 29/11 -, juris RdNr. 26; Ko-
dal/Krämer, Straßenrecht, 6. Aufl., Kapitel 25, Anmerkung 32 ff.; zum Begriff der Zufahrt
vgl. § 22 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA). Diese Maßnahme dient in der Regel - wie auch hier -
nicht den regelmäßigen Verkehrsbedürfnissen. Für die übrigen Nutzer der Straße im Rah-
men ihres Gemeingebrauchs gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA führt die Anlegung oder
Erneuerung einer Zufahrt zu einem anliegenden Grundstück zu keinem Vorteil. Dieser
ist vielmehr allein grundstücksbezogen (vgl. dazu OVG NW, Beschl. v. 24.07.2000 - 11
A 3897/96 -, juris). Die Maßnahme ist ausschließlich durch das Anliegergrundstück ver-
anlasst und unterscheidet sich damit von der Erneuerung der öffentlichen Straße im Üb-
rigen. Der Gesetzgeber hat dafür in Abweichung von der in § 6 KAG LSA vorgesehenen
Verteilung des Aufwands zwischen den Eigentümern der erschlossenen Grundstücke und
der Allgemeinheit nach Maßgabe des jeweiligen Vorteils die Anlieger durch spezialge-
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setzliche Regelung (§ 16 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA) zur Tragung der gesamten Mehrkosten
für die Zufahrten zu ihren Grundstücken verpflichtet.

34 Dabei ist es unerheblich, ob es sich um die erstmalige Herstellung der Zufahrt oder de-
ren Veränderung handelt. Wird eine Straße ausgebaut, um sie geänderten Verkehrsbe-
dürfnissen anzupassen, und kann eine Zufahrt dabei in ihrer bisherigen Form nicht be-
stehen bleiben, hat der Anlieger dieses hinzunehmen und muss, weil wegen der Art der
Benutzung seines Grundstücks diese Zufahrt angelegt worden ist, die hierfür erforderli-
chen Mehrkosten tragen (BVerwG, Urt. v. 28.08.1987 - BVerwG 4 C 54.83 u. 4 C 55.83 -,
juris RdNr.15). Die Kostentragungspflicht besteht dabei unabhängig davon, ob der Anlie-
ger ausdrücklich oder ggf. stillschweigend die Herstellung der Zufahrt beansprucht (OVG
LSA, Urt. v. 14.11.2013 - 2 L 4/12 -, juris RdNr. 47). Auch kann die Art des Gebrauchs ei-
nes Grundstücks objektiv, z. B. nach landesrechtlichen Vorschriften, eine Zufahrt erfor-
dern (BVerwG, a. a. O., RdNr. 17).

35 Zudem ist abgesehen von den Fällen, in denen der Eigentümer des anliegenden Grund-
stücks den Bau einer Zufahrt verlangt oder die Gemeinde die Maßnahme in Abstimmung
mit dem Eigentümer und mit dessen ausdrücklicher oder stillschweigender Billigung
durchführt, eine Vergütungspflicht des Grundstückseigentümers für die Herstellung einer
Grundstückszufahrt in der Regel anzunehmen, wenn die Gemeinde anhand objektiver
Kriterien, insbesondere aufgrund der tatsächlichen oder konkret geplanten Grundstücks-
nutzung, davon ausgehen konnte, dass die Herstellung der Zufahrt dem mutmaßlichen
Willen des Grundstückseigentümers entspricht. Auch in einem solchen Fall ist die An-
nahme der Gemeinde berechtigt, dass die Straße wegen der Art des Gemeingebrauchs
durch den Grundstückseigentümer im Sinne des § 16 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA aufwändiger
hergestellt werden muss als es dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis entspricht.

36 Diese Voraussetzungen für die in § 16 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA normierte Kostenerstat-
tungspflicht sind vorliegend nicht erfüllt.

37 Der Kläger hat weder ausdrücklich noch stillschweigend die Erstellung der Zufahrt be-
ansprucht; insbesondere konnte die Beklagte entgegen ihrer Auffassung aus dem Um-
stand, dass der Kläger der Anlegung der Zufahrt weder während der Vorbereitungsphase
noch während der Baumaßnahme widersprochen hat, nicht ohne Weiteres davon ausge-
hen, dass er stillschweigend der Herstellung der Zufahrt zustimme. Von einer stillschwei-
genden Beanspruchung bzw. Zustimmung könnte allenfalls dann ausgegangen werden,
wenn die Beklagte den Kläger vor Beginn der Baumaßnahme ausdrücklich auf die beab-
sichtigte Baumaßnahme vor seinem Grundstück hingewiesen hätte und dieser Hinweis
ohne Reaktion seitens des Klägers geblieben wäre. Einen derart konkreten Hinweis ent-
hält das allgemeine Informationsschreiben vom 14.02.2011 allerdings nicht.

38 Auch war die Zufahrt nicht aus Rechtsgründen (vgl. dazu §§ 4 und 5 BauO LSA) geboten.
Schließlich konnte die Beklagte aufgrund der tatsächlich vorgefundenen Grundstücksver-
hältnisse auch nicht davon ausgehen, dass die Anlegung der Zufahrt dem mutmaßlichen
Willen des Klägers entspricht.

39 Die Entscheidung der Beklagten, von der L 220 eine befestigte Zuwegung für das Grund-
stück des Klägers zu schaffen, beruhte nach dem Bekunden der Beklagten maßgeblich
auf dem Umstand, dass sich auf dem klägerischen Grundstück eine verschließbare Tor-
anlage befindet. Allein aus dem Vorhandensein einer Toranlage kann allerdings dann
nicht ohne Weiteres auf den mutmaßlichen Willen des Grundstückseigentümers, eine
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befestigte Zuwegung zu erhalten, geschlossen werden, wenn das Grundstück über eine
weitere Zuwegung - wie hier über die A-Straße - verfügt, die von dem Grundstückseigen-
tümer zum Befahren des Grundstücks genutzt wird. Vielmehr hat die Gemeinde im Fal-
le einer Mehrfacherschließung im Einzelnen nachzuweisen, dass die Anlegung der weite-
ren Zufahrt wegen der Art der Benutzung des Grundstücks objektiv erforderlich ist; denn
erst in einem solchen Fall ist der Schluss gerechtfertigt, dass die Anlegung der befestig-
ten Zufahrt dem mutmaßlichen Willen des Grundstückseigentümers entspricht.

40 Zur Art der Benutzung seines Grundstücks hat der Kläger in sich stimmig und anhand
der örtlichen Gegebenheiten nachvollziehbar ausgeführt, dass er aufgrund der räumli-
chen Nähe zum Unterstand des für Mäharbeiten auf dem Grundstück eingesetzten Trak-
tors in der B-Straße 10 sein Grundstück ausschließlich über die Zufahrt über die weniger
befahrene A-Straße anfahre. Die Zuwegung über die L 220 sei hingegen nur genutzt wor-
den, um sein ursprünglich auf einem in der Nähe befindlichen Grundstück untergebrach-
tes Pferd über die L 220 auf die Pferdekoppel zu führen. Diese Angaben des Klägers wer-
den im Übrigen bestätigt durch die schriftliche Aussage der Eheleute H. und C. F. vom
07.10.2017.

41 Vor diesem Hintergrund war die Anlegung einer befestigten Zufahrtsmöglichkeit von der
L 220 auf das klägerische Grundstück nur dann objektiv erforderlich, wenn der Kläger
entgegen seinen Angaben das Grundstück bereits vor der Anlegung der befestigten Zu-
fahrt über den verrohrten und mit Gras bewachsenen Graben und die dort befindliche
Toranlage befahren hat. Insoweit obliegt der Beklagten die Beweislast dafür, dass sie
einen Anspruch auf die von ihr geltend gemachten Mehrkosten für die Anlegung einer
Grundstückszufahrt gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA hat.

42 Dieser Nachweis ist der Beklagten nicht gelungen. Soweit die Beklagte zum Beweis einer
Nutzung der Zufahrt über die L 220 auf ein vor dem Ausbau der L 220 gefertigtes Licht-
bild vom 13.03.2008 (Bl. 153 der Gerichtsakte) verweist, lässt sich diesem Foto nicht, z.
B. anhand von erkennbaren Fahr- oder sonstigen Nutzungsspuren, entnehmen, dass die
Zuwegung vor dem Ausbau auch tatsächlich von dem Kläger genutzt worden ist. Auch
der Umstand, dass sich vor der Toranlage eine Fläche befindet, die im Grabenbereich
verrohrt und mit Gras überwachsen ist, lässt nicht zwingend den Schluss zu, dass der
Kläger sein Grundstück über diese Zufahrt auch befahren hat, die Anlegung einer befes-
tigten Zufahrt mithin objektiv erforderlich war.

43 Auch die Zeugenvernehmung des erkennenden Senats in der mündlichen Verhandlung
vom 12.10.2017 hat nicht ergeben, dass der Kläger vor der Herstellung der befestigten
Zufahrt zur L 220 sein Grundstück (Gemarkung T., Flur A, Flurstück 673/50) von der L
220 aus befahren hat.

44 Der Zeuge H. hat erklärt, dass er lediglich beauftragt worden sei, am 29.05.2015 am
Grundstück des Klägers vorbeizufahren und ein Foto von der Einfahrt zu machen. Dar-
über, wie das Grundstück des Klägers in den Jahren 2011 und 2012 angefahren worden
sei, könne er keine Angaben machen.

45 Der Zeuge I. hat bei seiner Vernehmung erklärt, er habe gesehen, dass vor dem Ausbau
eine Zufahrt über einen verrohrten Graben vorhanden gewesen sei. Dass sich dort eine
Zufahrt befunden habe, habe er daraus geschlossen, dass sich dort ein Tor befunden ha-
be und eine Überfahrt über den Graben vorhanden gewesen sei. Nach seinem Eindruck
habe es sich seinerzeit um eine nutzbare Zufahrt gehandelt, da nichts eingebrochen ge-
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wesen sei; die Zufahrt sei sowohl begehbar als auch befahrbar gewesen. Wie oben be-
reits ausgeführt, lässt allerdings das Vorhandensein einer Toranlage und einer befahr-
baren und bewachsenen Grünfläche vor dem Tor mit Blick auf die Mehrfacherschließung
des klägerischen Grundstücks allein nicht den Schluss zu, dass der Kläger vor der Her-
stellung der befestigten Zufahrt sein Grundstück von der L 220 aus angefahren hat. Hier-
zu hätte es vielmehr der Feststellung einer tatsächlichen Nutzung der Zufahrt durch den
Kläger bedurft, wozu der Zeuge I. allerdings keine Angaben machen konnte, sondern
vielmehr erklärt hat, dass er nicht gesehen habe, ob ein Fahrzeug auf das Grundstück
des Klägers gefahren sei.

46 Schließlich hat auch die Zeugin E. nach ihren Angaben im Rahmen der Zeugenverneh-
mung nicht gesehen, ob das Grundstück des Klägers vor der Ausbaumaßnahme von der
L 220 durch das Tor mit einem Fahrzeug befahren worden ist. Sie hat lediglich erklärt,
dass zum Grundstück des Klägers von der L 220 eine Zufahrt vorhanden gewesen sei
und es sich dabei um eine geschotterte Fläche gehandelt habe, die im Grabenbereich
verrohrt und mit Gras zugewachsen gewesen sei. Soweit die Zeugin ausführt, sie habe
sich, nachdem der Kläger Widerspruch erhoben habe, die Zufahrt angesehen und gese-
hen, dass sich auf dem Grundstück des Klägers direkt hinter dem Tor geradezu Fahrspu-
ren befunden hätten, ist hiermit nicht bewiesen, dass der Kläger die Zufahrt auch vor de-
ren Anlegung genutzt hat. Unabhängig davon enden die Spuren vor der Toranlage auf
dem Grundstück des Klägers, so dass die Zeugenaussage auch nicht den Schluss recht-
fertigt, der Kläger habe die Zuwegung zur L 220 als Zufahrt genutzt.

47 War mithin nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme die Anlegung der befestigten Zu-
fahrt nach der Art der Benutzung des klägerischen Grundstücks objektiv nicht erforder-
lich, konnte die Beklagte auch nicht davon ausgehen, dass deren Anlegung dem mut-
maßlichen Willen des Klägers entspricht. Insoweit besteht auch kein Anspruch der Be-
klagten auf Erstattung der Mehrkosten gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 StrG LSA.

48 Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO. Die Entscheidung über die vor-
läufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO.

49 Die Revision wird nicht zugelassen, da die Voraussetzungen des § 132 Abs. 2 VwGO nicht
gegeben sind.
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